
Formblatt für eine Unterstützungsunterschrift für einen Kreiswahlvorschlag
für die Wahi zum 18. Landtag von Baden-Württem berg am 8. März 2026

Eine Unterschrift 1st nur gultig, wenn sie der Unterzeichner persOnhich und handschriftlich geleistet hat. Zu Kreiswahlvorschlagen von Partelen
durfen Unterschriften erst gesammelt werden, wenn der Wahlvorschlag aufgestellt ist; vorher geleistete Unterschriften sind ungultig. Jeder
Wahlberechtigte darf für eine Wahl nur einen Kreiswahlvorschlag durch Unterschrift unterstutzen. Wer mehrere Kreiswahlvorschlage fur eine
Wahl unterzeichnet, macht sich nach § 108d in Verbindung mit § 107a des Strafgesetzbuchs strafbar. Die Unterstutzung eines
Kreiswahlvorschlags und eines Wahlvorschlags fur eine Landesliste ist zulassig. Auch die Unterstutzungsunterschriften unterliegen mit den sich
zwangslaufig ergebenden Einschrankungen dem Wahigeheimnis.
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Ausgegeben
Landratsamt Reutlingen
Geschaftsstelle Wahien
Schulstrafl,e 26
72764 Reutlingen

, \

'(Dienstsiegel der DienstteIIe

/ I H'n

Ort, Datum

Reutlingen, 29.08.2025
Der Kreiswahlleiter

Dr. Ulrich Fiedler

unterschrift

Ich unterstUtze hiermit durch meine Unterschrift den Kreiswahlvorschlag

der/des 1) Okologisch-Demokratische Partei / Familie und Umwelt (ODP)
(Name und ggf. Kurzbezeichnung der Partei oder das Wort ,,Einzelbewerbers" einsetzen)

im Wahlkreis 60 - Reutlingen
(Nummer und Bezeichnung des Wah)kreises)

Bewerber Dietrich, Matthias, 72764 Reutlingen
(Familienname, Vorname, Wohnort - Hauptwohnung -) 2)

Ersatzbewerber 3)

(Familienname, Vorname, Wohnort - Hauptwohnung -) 2)

(Vol!standig in Maschinen- oder Druckschrift ausfullen)

Familienname

Vorname

Geburtsdatum

Anschrift
(I-fauptwohnung)

Stral3e, Hausnummer

Postleitzahl, Wohnort

Ich bin damit einverstanden, dass fur mich eine Bescheinigung des Wahlrechts eingeholt wird.41

................................. den ................................................................................................................

(Ort) (Datum) (Personliche und handschriftliche Unterschrift)

(Von der Gemeinde auszufullen)
Bescheinigung des Wahlrechts 5)

Der vorstehende Unterzeichner
- st Deutscher im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland,
- erfullt die sonstigen Wahlrechtsvoraussetzungen des § 7 Absatz 1 des Landtagswahlgesetzes,
- 1st nicht nach § 7 Absatz 2 des Landtagswahlgesetzes vom Wahlrecht ausgeschlossen und
- ist im oben bezeichneten Wahlkreis am Tag der Unterzeichnung wahlberechtigt ( 24 Absatz 3 des Landtagswahlgesetzes und § 23 Absatz 4

der Landeswahlordnung).

(Dienstsiegel)
(Ausstellende Behorde/Ort/Datum) (Unterschrift)

Nichtzutreffendes entfallt im Vordruck.
2) Wird bei der Anforderung des amtl)chen Formblatts der Nachweis erbracht, dass für den Bewerber im Melderegister eine Auskunftssperre

nach § 51 Absatze 1 bis 4 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist, wird anstelle seines Wohnortes (Hauptwohnung) der Ort seiner
Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die Angabe eines Postfachs genügt nicht.

3) Entfallt bei Einzelbewerbern.
4) Streichen, wenn der Unterzeichner die Bescheinigung des Wahlrechts selbst einholen will.
5) Die Gemeindebehorde darf das Wahlrecht nur einmal für einen Kreiswahlvorschlag und eine Landesliste bescheinigen; dabei darf sie nicht

festhalten, furwelchen Wahlvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist. Die Wahlberechtigung des Unterzeichners muss im Zeitpunkt
der Unterzeichnung gegeben sein.



Informationen zum Datenschutz für eine Unterstutzungsunterschrift

Die mit Ihrer Unterstutzungsunterschrift angegebenen personenbezogenen Daten sind notwendig, urn die Mindestzahl von
Unterstutzungsunterschriften für Kreiswahlvorschlage nach § 24 Absatz 3 des Landtagswahlgesetzes nachzuweisen.

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe C und Artikel 9
Absatz 2 Buchstabe g der Datenschutz-Grundverordnung in Verbindung mit den § 24 bis 26 und 29 bis 31 des Landtagswahlgesetzes
und den § 23 bis 26 der Landeswahlordnung.

Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen. Ihre Unterstutzungsunterschrift fur den Kreiswahlvorschlag der
Partei oder des Einzelbewerbers istjedoch nur rnit diesen Angaben gultig.

Verantwortlich fur die Verarbeitung Ihrer Daten ist die Unterstutzungsunterschriften sammelnde Partei oder der
Unterstutzungsunterschriften sammelnde Einzelbewerber

)l)

Die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten lauten:

ODP, Pommergasse 1, 97070 Würzburg 2)

Sofern Sie keine Bescheinigung Ihres Wahlrechts beigefugt und hr Einverständnis in die Einholung der Beschemnigung des Wahlrechts
gegeben haben, Iässt die Partei oder der Einzelbewerber Ihre Wahlberechtigung durch die Gemeindebehorde prüfen, bei der Sie mit
Ihrem Hauptwohnsitz gemeldet sind. AnschIie1end reicht die Partei oder der Einzelbewerber die Unterstützungsunterschriften beim
Kreiswahlleiter em. Dieser ubergibt sie dem Kreiswahlausschuss, der uber die Zulassung des Kreisvorschlags entscheidet.

Im Falle einer Beschwerde gegen die Zuruckweisung eines Kreiswahlvorschlags nach § 31 Absatz 2 des Landtagswahlgesetzes kdnnen
Ihre Daten auch dern Landeswahlausschuss und dem Landeswahlleiter ubermittelt werden.

Irn Falle von Wahleinsprüchen konnen lhre Daten auch dem Landtag, den sonstigen nach dem Landeswahlprüfungsgesetz am Verfahren
Beteiligten sowie dem Verfassungsgerichtshof fur das Land Baden-Wurttemberg, in anderen Fallen auch anderen Gerichten übermittelt
werden.

Dieses Formblatt wird nach Ablauf von sechs Monaten seit der Wahi vernichtet, wenn nicht der Landeswahlleiter mit Rucksicht auf em
schwebendes Wahlprüfungsverfahren etwas Anderes anordnet oder sie für die StrafverfolgungsbehOrde zur Ermittlung einer Wahistraftat
von Bedeutung sein kOnnen, vergleiche § 70 Absatz 2 der Landeswahlordnung.

Im Zusammenhang mit der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten stehen Ihnen bestimmte Rechte nach der Datenschutz-
Grundverordnung zu. Sie haben nach Artikel 15 der Datenschutz-Grundverordnung das Recht auf Auskunft über die zu Ihrer Person
gespeicherten Daten. Em Recht auf Berichtigung steht Ihnen nach Artikel 16 der Datenschutz-Grundverordnung zu, sofern lhre
verarbeiteten personenbezogenen Daten unrichtig sind. Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, konnen Sie nach Artikel 17 der
Datenschutz-Grundverordnung die Loschung Ihrer Daten oder nach Artikel 18 der Datenschutz-Grundverordnung die Einschrankung der
Datenverarbeitung verlangen. Unter den Voraussetzungen des Artikels 21 der Datenschutz-Grundverordnung kOnnen Sie Widerspruch
gegen die Datenverarbeitung elniegen.

Liegt aus Ihrer Sicht em Versto1 gegen datenschutzrechtliche Vorschriften vor, haben Sie zudem das Recht, sich bei einer
Datenschutzaufsichtsbehorde über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die Partei oder den Einzelbewerber zu
beschweren.

1) Name und Kontaktdaten sind von der Partei oder dem Einzelbewerber einzutragen.
2) Der Verantwortliche hat die Kontaktdaten nur anzugeben, wenn em Datenschutzbeauftragter benannt wurde.


